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"Chuzpe": Verhärtete Fronten in
Finanzausgleichsverhandlungen

Laut Länder-Verhandlungsgruppe ist das angebliche Zehn-Milliarden-Angebot des
Bundes nur ein "2,35-Milliarden-Paket"

Linz/Wien. Die Fronten in den Verhandlungen zwischen Bund, Ländern und Gemeinden
verhärten sich weiter. Am Wochenende hatte sich Finanzminister Magnus Brunner (VP)
erneut skeptisch gezeigt, was die Forderung der Länder betrifft, den Verteilungsschlüssel
der Steuereinnahmen zu ändern.

Derzeit erhält der Bund rund zwei Drittel. 22 Prozent gehen an die Länder, elf Prozent an
die Kommunen.

Die Länder streben eine Neuaufteilung an: 25 Prozent an die Länder, 15 Prozent an die
Gemeinden, 60 Prozent an den Bund. Sie argumentieren das mit steigenden Aufgaben
und wachsenden Ausgaben in den Bereichen Gesundheit und P>ege. Brunner verwies
in der ORF-Pressestunde dagegen einmal mehr auf den Vorschlag des Bundes, über fünf
Jahre insgesamt bis zu zehn Milliarden Euro für die Bereiche Gesundheit und P>ege
zusätzlich zur Verfügung zu stellen.

Die Länder-Verhandlungsgruppe - bestehend aus den Landeshauptleuten Michael Ludwig
(SP, Wien), Thomas Stelzer (VP, Oberösterreich), Hans Peter Doskozil (SP, Burgenland) und
Markus Wallner (VP, Vorarlberg) - hatte das in einer ersten Reaktion schon abgelehnt.

Die Ablehnung hat sich nach detaillierter Durchsicht verstärkt. "Das sind nicht zwei
Milliarden pro Jahr zusätzlich für Länder und Gemeinden, wie es der Bund kommuniziert
hat, sondern 470 Millionen Euro pro Jahr", sagte Stelzer den OÖN gestern nach einem
Treffen der Länder-Verhandlungsgruppe in Wien. Das angebliche Zehn-Milliarden-Paket
des Bundes über fünf Jahre sei damit nur ein 2,35 Milliarden-Paket. "Also nicht einmal ein
Viertel dessen, was kommuniziert wurde", sagt Stelzer.

Eine "besondere Chuzpe" sei das Angebot von Sozial- und Gesundheitsminister Johannes
Rauch (Grüne) im Bereich P>ege. "Da käme sogar ein Minus gegenüber dem Jetzt-Stand
raus", sagte Stelzer. "Da hört sich alles auf." Das Angebot des Bundes sei "inakzeptabel,
um es sehr hö>ich auszudrücken". Es gefährde das derzeitige Ausmaß der Leistungen der
Länder im Bereich P>ege und Gesundheit. "Von den Zuwächsen reden wir da gar nicht."

Blockade im Nationalrat?

Wie geht es nun weiter? "Momentan schaut es düster aus", sagt Stelzer. "Aber
Verhandlungen sind dazu da, dass man aufeinander zugeht." Der Bund müsse einmal auf
den Vorschlag der Länder, sich auf einen neuen Verteilungsschlüssel zu einigen, eingehen.

Als Wink mit dem Zaunpfahl verweist Stelzer darauf, dass der Finanzausgleich letztlich
im Nationalrat beschlossen werden müsse. "Und dort sitzen - egal von welcher Partei -
ausreichend Abgeordnete, die selbst in Gemeinderäten oder Bürgermeister sind. Ich kann
mir nicht vorstellen, dass irgendjemand bereit ist, so etwas am Ende durchzuwinken."
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Der Kärntner Landeshauptmann Peter Kaiser (SP) kündigte an, angesichts der
"Hinhaltetaktik des Bundes" eine Sonder-Landeshauptleutekonferenz einzuberufen.

Bild: Länder-Verhandler Stelzer: "Da hört sich alles auf." (Volker Weihbold)
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Erster Schritt

K arl Nehammer hat also kei-
ne Lust, unter einem Kanz-
ler Herbert Kickl zu dienen.

DieserTeilderAnsage istzunächst
wenig spektakulär: In der Vergan-
genheit war ein Bundeskanzler,
dessen Partei bei einer National-
ratswahl Platz eins verloren hat,
ohnehin mit der Herausforderung
konfrontiert, sich ein neues Betäti-

Nehammer, Kickl und die
Kanzlerfrage

gungsfeld außerhalb der Politik zu
suchen. Spannender ist die Ein-
sicht,dasssichderVP-Obmannvor
der spätestens im Herbst 2024 an-
stehendenWahlentscheidung erst-
mals resolut gegendie „Kickl-FPÖ“
in Position bringt. Zumal diese
blaue Kombination nach Erfolgen
in den Ländern und im Umfragen-
hoch derzeit untrennbar gefestigt
erscheint.

Bisher war das Rezept der ÖVP,
sich in Migrationsfragen an Blau
anzunähern, manche sagen anzu-
biedern. Oder sich am kleinen grü-
nen Partner wegen der lästigen Ne-
benwirkungen des Klimaschutzes
zu reiben. Will Nehammer im Ren-
nen um die nächste Kanzlerschaft
bleiben, muss er seinen größten
Konkurrenten herausfordern. Ein
erster Schritt scheint getan.

„Chuzpe“: Verhärtete Fronten in Finanzausgleichsverhandlungen
Laut Länder-Verhandlungsgruppe ist das angebliche Zehn-Milliarden-Angebot des Bundes nur ein „2,35-Milliarden-Paket“
VON MARKUS STAUDINGER

LINZ/WIEN. Die Fronten in den Ver-
handlungen zwischen Bund, Län-
dern und Gemeinden verhärten
sich weiter. AmWochenende hatte
sich Finanzminister Magnus Brun-
ner (VP) erneut skeptisch gezeigt,
was die Forderung der Länder be-
trifft, denVerteilungsschlüssel der
Steuereinnahmen zu ändern.

Derzeit erhält der Bund rund
zwei Drittel. 22 Prozent gehen an
die Länder, elf Prozent andieKom-
munen.

Die Länder streben eine Neuauf-
teilung an: 25 Prozent an die Län-
der, 15 Prozent an die Gemeinden,
60 Prozent an den Bund. Sie argu-
mentieren dasmit steigendenAuf-
gaben und wachsenden Ausgaben

in den Bereichen Gesundheit und
Pflege. Brunner verwies inderORF-
Pressestunde dagegen einmal
mehr auf den Vorschlag des Bun-
des, über fünf Jahre insgesamt bis
zu zehnMilliarden Euro für die Be-
reiche Gesundheit und Pflege zu-
sätzlich zur Verfügung zu stellen.

Die Länder-Verhandlungsgrup-
pe – bestehend aus den Landes-
hauptleuten Michael Ludwig (SP,
Wien), ThomasStelzer (VP,Oberös-
terreich), Hans Peter Doskozil (SP,
Burgenland) und Markus Wallner
(VP, Vorarlberg) – hatte das in einer
ersten Reaktion schon abgelehnt.

Die Ablehnung hat sich nach de-
taillierter Durchsicht verstärkt.
„Das sindnicht zweiMilliardenpro
Jahr zusätzlich für Länder und Ge-
meinden, wie es der Bund kommu-

dazuda, dassmanaufeinander zu-
geht.“ Der Bund müsse einmal auf
den Vorschlag der Länder, sich auf
einen neuen Verteilungsschlüssel
zu einigen, eingehen.

AlsWinkmitdemZaunpfahlver-
weist Stelzer darauf, dass der Fi-
nanzausgleich letztlich im Natio-
nalrat beschlossen werden müsse.
„Unddort sitzen–egal vonwelcher
Partei – ausreichend Abgeordnete,
die selbst in Gemeinderäten oder
Bürgermeister sind. Ich kann mir
nicht vorstellen, dass irgendje-
mand bereit ist, so etwas am Ende
durchzuwinken.“

DerKärntnerLandeshauptmann
PeterKaiser (SP) kündigte an, ange-
sichts der „Hinhaltetaktik des Bun-
des“ eine Sonder-Landeshaupt-
leutekonferenz einzuberufen.

im Bereich Pflege und Gesundheit.
„Von den Zuwächsen reden wir da
gar nicht.“

Blockade im Nationalrat?
Wie geht es nun weiter? „Momen-
tan schaut esdüster aus“, sagt Stel-
zer. „Aber Verhandlungen sind

niziert hat, sondern 470 Millionen
Euro pro Jahr“, sagte Stelzer den
OÖN gestern nach einem Treffen
der Länder-Verhandlungsgruppe
in Wien. Das angebliche Zehn-Mil-
liarden-PaketdesBundesüber fünf
Jahre sei damit nur ein 2,35 Milli-
arden-Paket. „Alsonicht einmal ein
Viertel dessen, was kommuniziert
wurde“, sagt Stelzer.

Eine „besondereChuzpe“seidas
Angebot von Sozial- und Gesund-
heitsminister Johannes Rauch
(Grüne) im Bereich Pflege. „Da
käme sogar ein Minus gegenüber
dem Jetzt-Stand raus“, sagte Stel-
zer. „Da hört sich alles auf.“ Das
Angebot des Bundes sei „inakzep-
tabel, umessehrhöflichauszudrü-
cken“. Es gefährde das derzeitige
AusmaßderLeistungenderLänder

Länder-Verhandler Stelzer: „Da hört
sich alles auf.“ (Volker Weihbold)

ÜBERBLICK

FPÖ: Resolutionen gegen
„Über-Genderismus“

LINZ. Ein Jahr nach
seinem Antritt als
FP-Landesparteise-
kretär zogMichael
Gruber gestern Bi-
lanz und gab einen
Ausblick auf die Ar-
beit der Landes-FP

in den nächsten Monaten. Der
Kampf gegen Teuerung und Asyl-
missbrauch, eine „vernünftige
Energiepolitik“undFamilienpolitik
würden auch den Sommer prägen.
Auf kommunaler Ebene planeman
unter anderemResolutionengegen
den „Über-Genderismus in Amts-
vorträgen und Gemeindestuben“.

(FP/Fraccaroli)

Der VP-Obmann sieht es als sein „wichtigstes Ziel“, Herbert Kickl
als Kanzler zu verhindern, die FP sei nur ohne ihn koalitionsfähig

Nehammer:KeineKoalition
mit „Sicherheitsrisiko Kickl“

VON LUCIANMAYRINGER

WIEN. Bundeskanzler Karl Ne-
hammer (VP) nutzte gestern sein
letztes „Kanzlergespräch“ vor
der Sommerpause, um deutlich
wieseltenzuvoraufDistanzzum
Obmann der FPÖ zu gehen.

„Herbert Kickl ist ein Sicher-
heitsrisiko für Österreich“, sagte
Nehammer vor einer Journalis-
tenrunde. Mit ihm an der Spitze
folge die FPÖ als einzige Kraft im
Nationalrat in ihren Positionen
der russischenPropaganda, kriti-
sierte der Regierungschef, dass
Kickl vehement gegen das euro-
päische Raketenabwehrpro-
gramm „Sky Shield“ auftritt.

Schaden im BVT
Nach und nach werde jetzt auch
das Ausmaß des Schadens sicht-
bar, den Kickl im alten Geheim-
dienst (BVT –Bundesamt fürVer-
fassungsschutz und Terroris-
musbekämpfung) angerichtet
habe. „Da sieht man, was passie-
renkann,wennDemokratie indie
falschen Hände kommt“, sagte
Nehammer.

Kickl sei nicht nur in seiner
Rhetorik, sondern in seinem po-
litischen Handeln „ein Sicher-
heitsrisiko für das Land“. Als In-
nenminister sei er mit seiner
„Pferdelogik“ in Sicherheitsfra-
gen aufgetreten, mit der er jetzt
etwa gegen das europäische Pro-
jekt einer Raketenabwehr agitie-
re. Dabei wäre es so wichtig, in
Fragen der nationalen Sicherheit
über die Parteigrenzenhinaus zu
denken.

Als sein wichtigstes Ziel defi-
nierte Nehammer, Kickl als Bun-
deskanzlerzuverhindern: „Denn
Bundeskanzler und Kickl sind
zwei Begriffe, die einander aus-
schließen.“ Für den Fall, dass die
FPÖ bei der nächsten National-
ratswahl Zweite werde, „gehe ich
davon aus, dass Kickl als Vize-
kanzler nicht zur Verfügung ste-
hen wird“. Die FPÖ ohne ihn will
Nehammernichtalspotenziellen
Koalitionspartner ausschließen,
„aber ihrObmann ist auch fürdie
FPÖ ein Risiko“.

Beim Thema „Sky Shield“ ver-
sicherte Nehammer, dass alle
Entscheidungen, die die Verteidi-
gung des österreichischen Luft-
raums betreffen „immer wir
selbst treffen werden“.

Beim Schlagabtausch zwi-
schen NÖ-Landeshauptfrau Jo-
hanna Mikl-Leitner (VP) und sei-

nem grünen Koalitionspartner
Werner Kogler über den Vertre-
tungsanspruch für „Normalden-
kende“ übte sich der Kanzler in
Zurückhaltung. Diese Debatte
über Begrifflichkeiten gehe „an
den Bedürfnissen der Menschen
vorbei“. Der Anspruch auf Tole-
ranzsei indieserDiskussion„aus
dem Ruder geraten“.

Das Arbeitsklimamit den Grü-
nen sei „sehr, sehr vertrauens-
voll“. Als Großprojekte im ver-
bleibenden Arbeitsjahr nannte
Nehammerdiebereits aufgesetz-
te Gesundheitsreform und den
im Herbst mit Ländern und Ge-
meinden abzuschließenden Fi-
nanzausgleich. Davor will der
Kanzler einen Gipfel der „Mikro-
chip“-Produzenten einberufen,
bei dem es um die Sicherung von
72.000 Arbeitsplätzen geht.

Karl Nehammer sieht in Herbert Kickl seinen großen Gegenspieler. Foto: Weihbold

„Da sieht man, was pas-
siert,wennDemokratie in

die falschen Hände
kommt.“

❚ Karl Nehammer, Bundeskanzler
(VP), über Herbert Kickls Wirken
als Innenminister in der türkis-

blauen Koalition
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Immobilien:Justiz
ermittelt gegen
Ex-Kanzler Kern

Christian Kern weist Vorwürfe zurück
Foto: APA/Barbara Gindl

WIEN. Christian Kern, vor wenigen
Wochen noch im erweiterten Favo-
ritenkreis um den SP-Bundesvor-
sitz, ist im Zuge eines Immobilien-
projektes unter Betrugsverdacht
geraten. Die Staatsanwaltschaft
Wien hat Ermittlungen gegen den
Ex-Bundeskanzler aufgenommen.
Sein Anwalt wies alle Vorwürfe zu-
rück. Es gilt die Unschuldsvermu-
tung.

Es gehe um ein Projekt rund um
die Herstellung modularer Fertig-
teilimmobilien, in das ein Unter-
nehmen, an dem Kern beteiligt ist,
involviert gewesen sei, berichtet
„Heute“.

Ein zunächst angeblich erfolg-
reich begonnenes Projekt sei ge-
scheitert, nachdemeines der betei-
ligten Unternehmen seinen Zah-
lungen nicht nachgekommen sei.
Daraufhin habe einer der Ge-
schäftspartner eine Betrugsanzei-
ge gegenmehrere Personen bei der
Staatsanwaltschaft eingebracht,
darunter auch gegen Kern.

Gegen drei Personen
Die Staatsanwaltschaft bestätigte
die Ermittlungen in dem Fall gegen
drei Personen und zwei Unterneh-
menmitVerdachtaufschwerenBe-
trug.

Der Anwalt von Kern, Paul Kess-
ler, wies die Vorwürfe am Montag
zurück. Diese seien nicht substan-
ziellund„verleumderisch“.DerGe-
schäftspartner wolle lediglich
Druck ausüben, damit die Gesell-
schaft Kerns die offenen Zahlun-
gen übernehme.

Er rechnet damit, dass das Ver-
fahrenbaldeingestelltwird.Beider
Polizei habe Kessler bereits eine
Sachverhaltsdarstellung zu dem
Fall eingebracht. Kern selbst sei
auch bereits von der Polizei ver-
nommen worden.


